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Zusammenfassung & Kernaussage 
Diese Fachexpertise befasst sich mit der besorgniserregenden Praxis voreiliger und rechtswidriger 
Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII) durch deutsche Jugendämter. Sie analysiert die verfassungsrechtlichen 
Maßstäbe des Elternrechts (Art. 6 Abs. 2 GG), die aktuelle Bundesgerichtshofs-Rechtsprechung zur 
Amtshaftung (§ 839 BGB i. V. m. Art. 34 GG, BGH III ZR 34/25) sowie die Fehlanreize bei der Verwendung 
von Steuergeldern (Bundestags-Drucksache 20/10866).  
 

Ein besonderer Schwerpunkt liegt auf bisher vernachlässigten schulischen und beruflichen 
Folgeschäden (wie erzwungenen Schuljahrwiederholungen) und den daraus resultierenden 
Schadensersatzansprüchen betroffener Familien. 

 
1. Problemaufriss und Verfassungsrechtlicher Rahmen 
Die vorläufige Schutzmaßnahme der Inobhutnahme nach § 42 Abs. 1 SGB VIII ermächtigt das 
Jugendamt, ein Kind oder einen Jugendlichen bei einer geeigneten Person, Einrichtung oder sonstigen 
Wohnform unterzubringen und im Notfall von den Erziehungsberechtigten wegzunehmen. Es handelt 
sich um ein hoheitliches staatliches Schutz- und Sorgeverhältnis zur Krisenintervention. 
 
Verfassungsrechtlich unterliegt dieser Eingriff extrem strengen Hürden. Das Grundgesetz garantiert 
Eltern in Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG das primäre Recht und die Pflicht zur Pflege und Erziehung ihrer Kinder. 
Die Trennung eines Kindes von seinen Eltern stellt den schwersten denkbaren Eingriff in dieses 
verfassungsmäßige Grundrecht dar. Das staatliche Wächteramt (Art. 6 Abs. 2 Satz 2 GG) berechtigt die 
Behörden keineswegs dazu, bei jedem Erziehungsfehler oder bei bloßen Vermutungen einzugreifen. 
 

Eingriffsschwellen und das Ultima-Ratio-Prinzip: 
• Akute Notbefugnis (Ultima Ratio): Eine Inobhutnahme ist rechtlich nur in besonders 

zugespitzten, konkreten Gefährdungslagen zulässig, in denen der Schutz des Kindes auf keine 
andere Weise gewährleistet werden kann. 

• Abgrenzung zu sozioökonomischen Nöten: Bloße Armut, prekäre Wohnverhältnisse oder 
drohende Obdachlosigkeit stellen für sich genommen keine Kindeswohlgefährdung dar. Die 
Trennung von Eltern und Kind aufgrund rein finanzieller Nöte ist verfassungs- und 
völkerrechtswidrig (Art. 3 UN-KRK). Staatliche Hilfen (wie Wohnraumzuweisungen oder Eltern-
Kind-Unterkünfte) haben strikten Vorrang. 

 



2. Verfahrensrechtliche Pflichtverletzungen der Jugendämter 
In der Praxis zeigt sich eine bedenkliche Aushöhlung gesetzlicher Verfahrensgarantien durch 
Jugendamtsmitarbeiter: 

• Unterlassene Sachverhaltsaufklärung: Häufig erfolgen Eingriffe auf bloße Verdachtsmomente 
Dritter oder ungeprüfte Hinweise hin, ohne dass eine fundierte Gefährdungseinschätzung im 
Zusammenwirken mehrerer Fachkräfte (§ 8a Abs. 1 SGB VIII) unter Einbeziehung der Eltern 
stattfindet. 

• Missachtung des Richtervorbehalts: Können oder sollen die Eltern nicht informiert werden, 
darf das Jugendamt nur handeln, wenn eine Eilentscheidung des Familiengerichts (§ 42 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 lit. b SGB VIII) nicht mehr rechtzeitig eingeholt werden kann. Wird die 
familiengerichtliche Eilentscheidung versäumt, obwohl Zeit dafür bestand, handelt das Amt 
amtspflichtwidrig. 

• Ausschluss des rechtmäßigen Alternativverhaltens: Bei Verfahrensfehlern, die 
grundrechtlich geschützte Elternrechte (Art. 6 GG) berühren, kann sich die Behörde nachträglich 
nicht darauf berufen, die Schutzmaßnahme wäre sachlich ohnehin gerechtfertigt gewesen. 

 
3. Bundesgerichtshofs-Rechtsprechung zur Amtshaftung (BGH III ZR 34/25) 
Mit wegweisendem Urteil vom 08.10.2026 (Az. III ZR 34/25) hat der Bundesgerichtshof (BGH) ein Urteil 
des OLG Bamberg aufgehoben und die Haftung von Jugendämtern bei rechtswidrigen Inobhutnahmen 
drastisch verschärft. 
Der BGH stellte unmissverständlich klar: 

• Das eigenmächtige Wegnehmen eines Kindes (etwa direkt aus dem Kindergarten oder der 
Schule) ohne vorherige Information der Eltern begründet eine schwerwiegende 
Amtspflichtverletzung der beteiligten Jugendamtsmitarbeiter. 

• Das Argument der Jugendämter, es hätte ohnehin eine Gefährdung vorgelegen („rechtmäßiges 
Alternativverhalten“), wird bei eklatanten Verfahrensfehlern und Missachtung des 
Richtervorbehalts verworfen. 

• Die Verletzung der Pflichten zur vorherigen Anhörung und richterlichen Vorabkontrolle löst 
unmittelbare Schadensersatz- und Schmerzensgeldansprüche nach § 839 BGB i. V. m. Art. 
34 GG gegen den Anstellungsträger (Stadt / Landkreis) aus. 

 
4. Fehlanreize bei der Verwendung von Steuergeldern (Bundestags-Drs. 20/10866) 
Jugendämter und Schutzmaßnahmen werden vollständig durch öffentliche Steuergelder der 
Kommunen und Länder finanziert. Die parlamentarische Auswertung der Bundestags-Drucksache 
20/10866 legt offen, welche gewaltigen finanziellen Mittel in dieses System fließen und welche 
strukturellen Fehlanreize dadurch entstehen. 

Kennzahl / Bereich 
Statistischer Wert 
(Bundestags-Drs. 

20/10866) 
Bedeutung & Finanzielle Dynamik 

Gesamtzahl Inobhutnahmen 
(2022) 

66.444 Fälle  
(davon 47.388 reg. § 42) 

Höchststand der Schutzmaßnahmen in 
Deutschland. 

Gesamtausgaben 
Steuergelder (2022) 646,35 Millionen Euro Reine Auszahlungen der öffentlichen 

Hand für vorläufige Maßnahmen. 
Unterbringung in 

Einrichtungen / Heimen 50.748 Fälle (76,4 %) Großteil der Kinder wird in stationäre 
Trägerstrukturen geleitet. 

Genehmigte stationäre Plätze 
(2020) 130.447 Plätze gesamt Umfangreicher Markt für freie und 

private Sozialträger. 
Aufenthalt vor Maßnahme bei 

Alleinerziehenden 11.149 Fälle (2022) Hohe Betroffenheit von Ein-Eltern-
Familien unter Belastung. 

 
 



Ökonomische Fehlanreize im Jugendhilfesystem: 
• Kürzung präventiver Hilfen vs. teure Heimunterbringung: Während Kommunen bei 

ambulanten Familienhilfen und Beratungsstellen aus Sparzwang kürzen, stehen für die 
stationäre Heimbeschäftigung gesetzlich garantierte Budgets bereit. Ein Heimplatz kostet 
Steuerzahler oft 5.000 bis über 10.000 Euro pro Monat und Kind. 

• Kommerzialisierung und Marktinteressen freier Träger: Die Erbringung von Heimplätzen wird 
in großem Umfang an freie und private Träger vergeben. Bei hoher Auslastung erwirtschaften 
private Heimbetreiber erhebliche Gewinne aus Steuergeldern, was Fehlanreize zur 
Aufrechterhaltung hoher Belegungszahlen schaffen kann. 

• Fehlende Kosten-Nutzen-Transparenz: Der Bund erfasst laut Drucksache 20/10866 keine 
Daten über die von privaten Trägern erwirtschafteten Gewinne oder die langfristige Wirksamkeit 
der Unterbringungen. 

 
5. Schulische, Berufliche und Psychologische Folgeschäden 
Aus psychologischer Sicht hinterlässt die abrupte, unberechtigte Herausnahme eines Kindes 
tiefgreifende Traumatisierungen. Neben den emotionalen Folgen treten jedoch häufig konkrete 
Bildungs- und Erwerbsschäden auf, die in der Rechts- und Verwaltungspraxis bisher kaum Beachtung 
fanden. 
 
Erzwungene Schuljahrwiederholungen und verzögerter Berufseinstieg: 

• Schulverlust und Klassenwiederholung: Durch die plötzliche Unterbringung in auswärtigen 
Heimen oder Notunterkünften werden Kinder aus ihrem schulischen Umfeld gerissen. Der 
damit verbundene Schulwechsel, Fehlzeiten und die massive psychische Belastung führen in 
zahlreichen Fällen dazu, dass betroffene Kinder ein Schuljahr wiederholen müssen. 

• Verzögerter Eintritt in das Berufsleben: Durch das verlorene Schuljahr verzögert sich der 
Schulabschluss und folglich der Eintritt in eine Berufsausbildung oder ein Studium um 
mindestens ein volles Jahr. 

• Vermögensrechtlicher Schaden im Amtshaftungsweg (§ 839 BGB): Dieser verzögerte 
Berufseinstieg stellt einen handfesten Verdienstausfallschaden dar. Betroffene Familien und 
Jugendliche können diesen Vermögensschaden (entgangener Lohn eines Arbeitsjahres) 
zusammen mit Schmerzensgeld wegen Amtspflichtverletzung gerichtlich gegen den 
Anstellungsträger (Gemeinde/Landkreis) geltend machen. 

• Amtliche Statistische Erfassungslücke: Auf die parlamentarische Anfrage (Bundestags-Drs. 
20/10866, Fragen 20–26), wie viele in Obhut genommene Kinder später studieren, eine 
Ausbildung absolvieren, Schulabschlüsse erreichen oder an Traumata leiden, antwortete die 
Bundesregierung durchgehend: ‚Hierzu liegen der Bundesregierung keine Daten vor.‘ Der Staat 
erfasst die Bildungs- und Lebensläufe dieser Kinder nicht, wodurch das Ausmaß der 
Folgeschäden statistisch verdeckt bleibt. 

 
 



6. Handlungsempfehlungen für Gesetzgeber, Justiz und Praxis 
Um verfahrensfehlerhafte und voreilige Inobhutnahmen künftig wirksam zu verhindern, Steuergelder 
fehlanreizfrei einzusetzen und Entwicklungsbrüche bei Kindern zu vermeiden, sind folgende 
Reformschritte dringend erforderlich: 

1. Vorrang und Ausbau ambulanter Familienhilfen: Steuergelder müssen vorrangig in präventive, 
niederschwellige Familienberatung und aufsuchende Hilfen fließen, statt teure stationäre 
Heimplätze zu finanzieren. 

2. Strikte Durchsetzung des Richtervorbehalts: Inobhutnahmen ohne vorherige Information der 
Eltern und ohne familiengerichtliche Eilentscheidung müssen die absolute, eng begrenzte 
Ausnahme bei nachgewiesener Eilbedürftigkeit bleiben. 

3. Personalaufbau und Qualifizierung im ASD: Entlastung der Fachkräfte von exzessiven 
Fallzahlen, um beweisgesicherte Gefährdungseinschätzungen nach § 8a SGB VIII ohne 
Zeitdruck zu ermöglichen. 

4. Transparenz & bundesweite Verlaufsstatistik: Verpflichtende Erfassung von 
Gerichtsentscheidungen, Widersprüchen sowie der schulischen und beruflichen Bildungswege 
von Kindern nach Schutzmaßnahmen. 

5. Konsequente Amtshaftung & Schadensersatz: Aufklärung betroffener Eltern über Ansprüche 
nach § 839 BGB bei verfahrensfehlerhaften Eingriffen (inklusive Schuljahr-Verdienstausfall). 
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